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Editorial 

 

Liebe Leserin, lieber Leser, 

 

unser zweiter Newsletter 2022 steht Ihnen zum 

Lesen bereit. 

Ein Thema des aktuellen Newsletters bezieht 

sich wieder einmal auf das bestehende Corona 

Geschehen. 

Dass die Gesundheitsämter immer noch am 

absoluten Limit arbeiten, hat sich seit unserem 

letzten Newsletter im Dezember 2021 nicht 

geändert. 

In den meisten Ämtern können noch immer 

nicht, die von Gesundheitsämtern zu 

erwartenden Pflichtaufgaben des ÖGD 

vollumfänglich wahrgenommen werden. 

Viele Kollegen haben Doppel- und 

Dreifachfunktionen, womit versucht wird, die 

gesetzlichen Aufgaben nicht ganz aus den 

Augen zu verlieren. 

Wie lange man diesen Belastungen noch Stand 

halten kann, stellt sich besonders im Hinblick 

auf die noch zu erwartenden, zusätzlichen 

Aufgaben. 

Wir erfahren immer häufiger, dass KollegInnen 

und MitarbeiterInnen aus gesundheitlichen 

Gründen zurücktreten oder sich völlig anderen 

Aufgaben widmen um nicht gesundheitliche 

Folgeerkrankungen zu erleiden. 

Ich möchte hiermit erneut allen 

Trinkwasserversorgern im Land danken, dass 

trotz der geringen Präsenz der 

Gesundheitsämter es bisher während der 

Coronakrise zu überschaubaren, 

handlungsbedürftigen Maßnahmen im 

Rahmen der Trinkwasserbereitstellung 

gekommen ist. Das ist ein Beweis dafür, dass 

diese wichtigen Aufgaben mit hoher 

Eigenverantwortung wahrgenommen werden. 

„Fachliches“ befasst sich daher wieder mit 

Aufgaben die durch das Coronavirus entstehen 

oder entstanden sind. Wir sind gespannt wie 

das Thema „Einrichtungsbezogene Impfpflicht“ 

und die damit verbundenen zusätzlichen 

Aufgaben für die Gesundheitsämter umgesetzt 

werden.  

Die Gesundheitsämter sollen die Überwachung 

der Impfpflicht übernehmen. Wie das dann 

konkret bewerkstelligt werden soll ist 

allerdings noch nicht bekannt. Hier stellt sich 

zwangsläufig die Frage wie und wer wann was 

zu tun hat. Die Zeit ist kurz, um alles noch 

rechtzeitig umzusetzen, tritt doch das Gesetz 

bereits am 15.03.2022 in Kraft. Verschiedene 

Landkreise der Bundesrepublik wollen die 

Impfpflicht nicht durchsetzen, weil sie dann 

den Kollaps des Gesundheitswesens 

befürchten. 

Interessante Trinkwasserthemen „versüßen“ 

den neuen Newsletter. Neue und bekannte 

Stoffe, die im Roh- und Trinkwasser gefunden 

werden, gilt es in Zukunft im Auge zu behalten, 

zu eliminieren. Im besten Falle sollten diese 

Stoffe nicht erst ins Grundwasser eingetragen 

werden. In Zukunft wird vermehrt das 

Augenmerk auf die Spurenstoffe gelegt. 

In der Rubrik „Terminkalender“ konnten wir 

einige interessante Veranstaltungen 

zusammenstellen.  

Nun bleibt uns nur noch unseren Leserinnen 

und Lesern viel Vergnügen bei der Lektüre zu 

wünschen. 

Berufsständisches 

Erste Sitzung des Vorstandes 2022 

Am 22.01.2022 wurde unsere erste 

Vorstandssitzung in diesem Jahr, per 

Videokonferenz durchgeführt. Dabei ging es 

um organisatorische Themen, z.B. auch um die 

Zukunft unseres Trinkwasserfachtages. Dieser 

kann auch in diesem Jahr nicht stattfinden. Die 

derzeitige Coronasituation lässt noch immer 

keine Möglichkeit der Planung einer 

Präsenzveranstaltung zu.  

https://www.wetschaper.de/


Trotzdem sind wir nicht untätig gewesen und 

sind gerade an der Überarbeitung unserer 

Homepage. Vielleicht können wir an unserer 

nächsten Mitgliederversammlung schon etwas 

vorstellen. 

Der Termin zur Mitgliederversammlung wurde 

bereits festgelegt und kann sich vorab schon 

notiert werden. Es soll am 08.07.2022 als 

Videokonferenz stattfinden. Eine ordentliche 

Einladung dazu wird natürlich rechtzeitig 

verschickt. 

Fachliches 

„Beschäftigungsprogramm für 

Gesundheitsämter“ 

Seit Anbeginn der Coronakrise vor fast zwei 
Jahren berichtet der HYGIENE-NEWSLETTER fast 
regelmäßig, wie die Rolle der 
Gesundheitsämter in den Medien 
wahrgenommen wird. In den letzten Wochen 
werden die Gesundheitsämter im 
Zusammenhang mit der 
„einrichtungsbezogenen Impfpflicht“ 
besonders häufig erwähnt. Dabei wurde in den 
Printmedien am 11. Febr. 2022 prominent aus 
einem „Brandbrief“ des Präsidenten des 
baden-württembergischen Landkreistages 
zitiert. In dem Schreiben an den 
Bundesgesundheitsminister macht Joachim 
Walter darauf aufmerksam, dass die 
Gesundheitsämter in den baden-
württembergischen Stadt- und Landkreisen 
von der Impfplicht in den 
Gesundheitseinrichtungen „unmittelbar“ 
betroffen wären. Der Präsident des 
Landkreistages bittet Prof. Dr. Karl Lauterbach 
deshalb „dringend“ darum, „die geplante 
Umsetzung der einrichtungsbezogenen 
Impfpflicht aufzuschieben“. Walter begründet 
dieses Ansinnen u.a. folgendermaßen: 
„Für die ohnehin schwer belasteten 
Gesundheitsämter würde die Umsetzung einen 
enormen zusätzlichen Aufwand bedeuten, der 
aus meiner Sicht in keiner Relation zu einem 
möglichen Nutzen steht. Wir hätten es mit 
einem riesigen 
Behördenbeschäftigungsprogramm ohne 
erkennbare positive Auswirkungen auf das 

pandemische Geschehen zu tun und würden 
insbesondere den bereits bestehenden 
Pflegenotstand noch zusätzlich verschärfen. 
Für die mit der verwaltungsrechtlichen 
Umsetzung maßgeblich betrauten 
Gesundheitsämter in Baden-Württemberg hat 
das Ministerium für Soziales, Gesundheit und 
Integration eine Vollzugshilfe angekündigt, die 
uns bedauerlicherweise noch nicht vorliegt. So 
ist – fast vier Wochen vor dem geplanten 
Inkrafttreten der einrichtungsbezogenen 
Impfpflicht – noch vieles unklar, was deren 
Umsetzung betrifft.  
Bereits jetzt erreichen uns aber unzählige 
Fragen von Betroffenen – unabhängig von 
deren Impfstatus. Denn betroffen sind nicht nur 
die ungeimpften Pflegekräfte – betroffen sind 
auch ihre geimpften Kolleginnen und Kollegen, 
die durch den Ausfall des nicht geimpften 
Personals eine noch höhere Arbeitsbelastung 
befürchten.  
Die Umsetzung der einrichtungsbezogenen 
Impfpflicht sieht vor, dass die Einrichtungen 
dem Gesundheitsamt melden müssen, welche 
ihrer Mitarbeitenden nicht immunisiert sind. 
Diese müssen dann durch die 
Gesundheitsämter kontaktiert und 
aufgefordert werden, Nachweise vorzulegen.  
Vorgelegte Atteste müssen geprüft, 
pflegerische Notsituationen vor Ort 
berücksichtigt und schließlich – wenn nötig – 
Bußgelder, Betretungs- oder Tätigkeitsverbote 
verhängt werden. Die Zusatzbelastung ist 
bereits jetzt deutlich spürbar. Unsere 
Gesundheitsämter erhalten zahlreiche 
Rückfragen und auch bereits konkret geäußerte 
Befürchtungen mancher Einrichtungen, 
wonach die Versorgung der dort zu pflegenden 
Menschen nicht mehr im vollen Umfang 
gewährleistet werden kann. Die 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter müssten die 
Situation in der Einrichtung genau bewerten, es 
wären zahlreiche Einzelfallentscheidungen – 
Stichwort Betretungsverbot – im Wege der 
Ermessensausübung zu treffen. Das würde 
einen enormen Zeitaufwand bedeuten. Die 
damit erwartbar verbundenen wochen- oder 
gar monatelangen Prozesse helfen jedoch 
niemandem – und leisten auch keinen Beitrag 
zur Bekämpfung der Pandemie. Sie schaffen 

http://www.orochemie.de/


Staatsverdrossenheit bei vielen, die bisher 
staatlichem Handeln vertraut haben.“ 
Das gesamte Schreiben kann unter 
https://kurzelinks.de/bzpa 
heruntergeladen werden. 
 

Gute Ratschläge für die 

Gesundheitsämter 

Dass die ohnehin überlasteten 
Gesundheitsämter bei der der Durchsetzung 
der vorgezogenen Impfpflicht für Gesundheits- 
und Pflegeeinrichtungen ab dem 16. März 2022 
völlig überfordert sein könnten, wird von 
einigen Politikern nicht so gesehen. Am 8. Febr. 
2022 hatte der Bundesgesundheitsminister im 
heutejournal des ZDF den Ratschlag gegeben, 
dass die Gesundheitsämter die Aufgabe der 
Anhörung von nicht impfbereiten Pflegern und 
Krankenschwestern aussourcen könnten – 
„beispielsweise an Arbeitsmediziner“. In der 
STUTTGARTER ZEITUNG vom 9. Febr. 2022 wird der 
baden-württembergische Gesundheitsminister 
Manfred Lucha (Grüne) mit der Aussage zitiert: 
„Wir begleiten die Träger der Einrichtungen 
und die Gesundheitsämter, wir sind gut 
vorbereitet.“ Demgegenüber habe der 
Fraktionsvorsitzende der CDU im Landtag von 
Baden-Württemberg mitgeteilt, dass „die stark 
belasteten Gesundheitsämter die Vorgaben aus 
Berlin ohnehin nicht fristgerecht umsetzen 
könnten“. Damit hatte Manuel Hagel seine – 
einen Tag später wieder zurückgenommene – 
Forderung begründet, die 
einrichtungsbezogene Impfpflicht zunächst 
einmal auszusetzen. Hagel war damit seinem 
Unionskollegen Markus Söder (CSU) gefolgt, 
der für Bayern eine „de facto-Aussetzung“ der 
Impfplicht für Gesundheits- und 
Pflegeeinrichtungen angekündigt hatte. 
 

Gesundheitsämter „am absoluten Limit“ 

Für Frankfurt geht der dortige 
Gesundheitsdezernent, Stefan Majer (Grüne), 
davon aus, dass dort ab dem 16. März etwa 
2.000 MitarbeiterInnen aus dem 
Gesundheitswesen an das Frankfurter 
Gesundheitsamt gemeldet würden. Lt. der 
Printausgabe der FRANKFURTER RUNDSCHAU vom 
27. Jan. 2021, halte Majer die 
einrichtungsbezogene Impfplicht zum Schutz 
der besonders gefährdeten Pflegepatienten für 
„ausgesprochen sinnvoll und längst überfällig“. 
Das Gesetz sei aber „handwerklich schlecht 

gemacht“, so dass „eine Überforderung des 
Gesundheitsamts“ zu befürchten sei. Weiter 
schrieb die FRANKFURTER RUNDSCHAU über die 
anstehenden Herausforderungen für das 
dortige Gesundheitsamt: 
„Das Gesundheitsamt, das zumindest derzeit 
ohnehin absolut am Limit arbeitet, müsste 
dann in möglichst kurzer Zeit, jedem Fall 
nachgehen, so Majer. Gibt jemand 
gesundheitliche Gründe für das Fehlen des 
Impfschutzes an? Sind diese Gründe 
nachvollziehbar und ausreichend belegt? Und 
wenn nicht: Was folgt daraus? Ein 
Tätigkeitsverbot, ein Betretungsverbot, für die 
gesamte Einrichtung, für Teile davon? Alle 
diese Fragen müsse das Gesundheitsamt 
klären, und das Gesetz mit dem sperrigen 
Namen „Gesetz zur Stärkung der 
Impfprävention gegen Covid-19“ helfe dabei oft 
nicht weiter.“ 
Und am 29. Jan. 2022 berichteten die 
Zeitungen im Rhein-Main-Gebiet über die jetzt 
schon bestehende Überforderung im 
Gesundheitsamt von Wiesbaden: Das 
Gesundheitsamt könne schon ab dem 27. Jan. 
2022 die tagesaktuellen Corona-Fallzahlen 
nicht mehr an das Robert-Koch-Institut 
übermitteln. Das liege laut der Pressestelle der 
Landeshauptstadt Wiesbaden an der sehr 
hohen Anzahl an Meldungseingängen.  
„Derzeit gingen täglich mehrere hundert bis 
tausend Meldungen von positiven 
Laborbefunden im Wiesbadener 
Gesundheitsamt ein. Durch die Neuverteilung 
von Personalkapazitäten und optimierten 
Prozessen habe die tagesaktuelle Fallmeldung 
laut Stadt bisher konsequent sichergestellt 
werden können. Am Donnerstag [27.01.22] gab 
das Gesundheitsamt nun erstmals einen 
Rückstand von 1000 Fällen bekannt.“  
 

Von Bautzen bis München: Impfpflicht 

nicht vollziehen! 

Die Debatte über eine Ignorierung der 
Impfpflicht für die Beschäftigten in 
Krankenhäusern und Pflegeeinrichtungen 
hatte ihren Ursprung im sächsischen Landkreis 
Bautzen genommen. Dort hatte der Vize-
Landrat Udo Witschas (CDU) unter johlendem 
Beifall der Impfgegner auf einer Kundgebung 
am 24. Jan. 2022 angekündigt, dass der Kreis 
die Corona-Impfpflicht für Mitarbeiter von 
Kliniken und Pflegeheimen nicht umsetzen 

https://kurzelinks.de/bzpa


werde. Wörtlich hatte der Vize-Landrat auf der 
Corona-Kundgebung erklärt: 
„Wenn Sie mich danach fragen, was das 
Gesundheitsamt des Landkreises Bautzen 
machen wird ab dem 16.3., dann werden wir, 
unser Gesundheitsamt, unseren Mitarbeitern 
im Landkreis Bautzen in der Pflege und im 
medizinischen Bereich kein Berufsverbot 
aussprechen.“  
Ein Video der Rede wurde sofort auf den 
telegram- und Twitter-Kanälen der 
rechtsextremen „Freien Sachsen“ verbreitet – 
siehe: 
https://kurzelinks.de/onkh 
Zum Hintergrund der Kundgebung berichtete 
die LAUSITZER RUNDSCHAU, dass die Stimmung in 
Bautzen „aufgeheizt“ gewesen sei: 
 „Gerade auch deshalb, weil in 
Anzeigenblättern in der Oberlausitz hunderte 
Stellenanzeigen von vermeintlichen 
Mitarbeitern aus dem Gesundheitswesen 
geschaltet worden waren, die offenbar 
gefälscht wurden.“ 
Bis auf die AfD wurde in allen Parteien große 
Empörung über die Aussagen von Vizelandrat 
Udo Witschas artikuliert. Die LAUSITZER 

RUNDSCHAU informierte in ihrer 
Berichterstattung über die Vorgänge in 
Bautzen, dass in Sachsen „derzeit nach 
Angaben von Gesundheitsministerin Petra 
Köpping nur rund 65 Prozent der etwa 300.000 
Arbeitskräfte im medizinischen und 
pflegerischen Bereich geimpft“ wären. 
Mit praktisch gleichlautender Begründung wie 
Witschas, hatte sich dann wenige  
Tage später Markus Söder (CSU) für eine 
Verschiebung der (von ihm im Bundesrat selbst 
mit beschlossenen) einrichtungsbezogenen 
Impfplicht ausgesprochen. 
 

Gesundheitsamt Frankfurt bereitet 

Krankenhäuser auf CBRN-Lagen vor  

Wie oben erwähnt: Wenn das Stichwort 
„Gesundheitsamt“ in den Tageszeitungen 
auftaucht, dann geht es in den letzten zwei 
Jahren fast ausschließlich um „Corona“. 
Gelegentlich gibt es aber auch noch andere 
Meldungen, die sich aber ebenfalls nicht um 
die sonderlich angenehme Themen drehen. So 

berichtete die Print-Ausgabe der FRANKFURTER 

RUNDSCHAU am 3. Nov. 2021, dass das 
Frankfurter Gesundheitsamt 15 Krankenhäuser 
in der Rhein-Main-Metropole mit jeweils 18 
Schutzanzügen ausgestattet habe. 
„Die Ausrüstung werde im Falle einer 
chemischen, biologischen, radiologischen und 
nuklearen Gefahrenlage (CBRN-Lage) zum 
Einsatz kommen, sagte Gesundheitsdezernent 
Stefan Majer (Grüne). Knapp 35 000 Euro 
investiert die Stadt in die neue 
Schutzausrüstung. (…) Marion Verg, Leiterin 
der Medizinischen Gefahrenabwehr beim 
Frankfurter Gesundheitsamt, berichtet, dass sie 
mehrmals im Jahr in die Krankenhäuser gehe 
und Gefahrenszenarien proben lasse.“ 
„Die Abläufe müssen im Ernstfall bekannt sein 
und funktionieren.“ Die Schulung der 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sei neben 
der optimalen Ausrüstung essenziell, zitierte 
die FR die Mitarbeiterin des Frankfurter 
Gesundheitsamtes. Den „Einstieg“ in den 
gelben Übungsanzug schilderte die FR 
anschaulich: 
„Zunächst schlüpft Martin Hußing in die Beine 
des gelben Schutzanzugs. Der Pflegedirektor 
des Krankenhauses Nordwest kann den 
Übungsanzug nur mit Hilfe einer weiteren 
Person anziehen. Zunächst in die Ärmel, dann 
bekommt er grüne Handschuhe und ein 
Gebläse um den Bauch, das ihn mit Luft 
versorgt. Erst dann kann er das Kopfteil des 
Anzugs aufsetzen. Drei Stunden könnte er in 
dieser Montur nun im Ernstfall arbeiten. Er 
zeigt den Anwesenden abschließend, wie die 
Versorgung eines kontaminierten Menschen in 
der Fahrzeughalle am Krankenhaus beginnen 
würde.“ 
 

Pseudomonas-Keim erzwingt Chlorung 

über sechs Monate hinweg 

Bayern fällt weiterhin durch 
überdurchschnittlich lang andauernde 
mikrobielle Kontaminationen von dörflichen 
und kleinstädtischen 
Trinkwasserversorgungssystemen auf – so 
auch in Neuburg an der Donau. Für die westlich 
von Ingolstadt gelegene Kleinstadt mit ihren 
26.000 Trinkwasserkunden musste vom 
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zuständigen Gesundheitsamt im Landratsamt 
Neuburg-Schrobenhausen am 21.07.2021 ein 
Abkochgebot ausgesprochen werden. An 
mehreren Stellen im Leitungsnetz der 
Stadtwerke Neuburg waren damals 
Pseudomonas aeruginosa-Keime 
nachgewiesen worden. 
„Aufgefallen war der gefährliche Keim 
unterdessen nicht bei den Stadtwerken, 
sondern in der KJF-Klinik St. Elisabeth. Dort 
hatte eine Verunreinigung des hauseigenen 
Leitungsnetzes mit Legionellen strenge 
Kontrollen nach sich gezogen. Und dabei 
tauchte eben auch Pseudomonas aeruginosa 
auf. Im normalen Testrhythmus des 
Wasserversorgers wäre das Problem hingegen 
wohl erst viel später aufgetaucht“, 
hatte der DONAU-KURIER am 21.10.2021 
berichtet. Nachdem sich die vom 
Gesundheitsamt vorgeschriebene Chlorung 
vom 22.07.2021 bis zum 30.07.2021 im 
gesamten Leitungsnetz durchgesetzt hatte, 
konnte das Abkochgebot zu diesem Datum 
aufgehoben werden. Aufgrund der 
Beprobungen richtete sich der Verdacht auf 
eine „neu installierte Armatur im Wasserwerk“. 
Von dort aus könnte der Keim ins Leitungsnetz 
verschleppt worden sein. Trotz des Austauschs 
gleich mehrerer Armaturen im Wasserwerk 
und trotz der Chlorung konnte sich der Keim 
hartnäckig im Leitungssystem halten. Erst nach 
dreimonatiger Chlorung stimmte das 
Gesundheitsamt einer Einstellung der Chlorung 
am 22.10.21 zu.  
„Nach 3 Monaten stringentem Monitoring der 
Mikrobiologie im Trinkwasser gibt es keinerlei 
Anhaltspunkte mehr für eine Verunreinigung 
des Trinkwassers“, 
war damals auf dem Instagram-Auftritt der 
Stadtwerke Neuburg zu lesen. Aber schon nach 
einer Woche musste aufgrund von 
Positivbefunden am 30.10.21 die Chlorung 
wieder aufgenommen werden: „Jetzt geht es 
von vorn los“, schrieb damals die AUGSBURGER 

ALLGEMEINE – und weiter: „Das Trinkwasser in 
Neuburg wird wohl erneut wochenlang 
gechlort.“ Es wurde spekuliert, dass sich der 
Keim aus dem Stagnationswasser einer nicht 
durchflossenen Hausanschlussleitung heraus 
neu im Leitungsnetz breitgemacht haben 

könnte. Die Stadtwerke Neuburg appellierten 
deshalb an die TrinkwasserkonsumentInnen, 
alle Leitungen regelmäßig durchströmen zu 
lassen. Aber erst am 24.01.2022 konnte das 
Gesundheitsamt grünes Licht für die 
Einstellung der Chlorung geben. Somit mussten 
die BürgerInnen in Neuburg ein halbes Jahr 
lang mit gechlortem Trinkwasser vorlieb 
nehmen. Der Unmut der 
TrinkwasserkonsumentInnen kam auf der 
Facebook-Seite der Stadtwerke allerdings nicht 
zum Ausdruck – denn: „Stadtwerke Neuburg 
hat eingeschränkt, wer diesen Beitrag 
kommentieren kann“, war unter allen 
Facebook-Beiträgen der Stadtwerke zur 
langandauernden „Notfallchlorung“ zu lesen. 
(Seit 2010 hat der HYGIENE-NEWSLETTER immer 
wieder darüber berichtet, dass in der 
bayerischen Provinz die dortigen 
Gesundheitsämter nicht nur Chlorungen, 
sondern auch Abkochgebote teilweise über ein 
Jahr für erforderlich gehalten haben – siehe 
beispielsweise im Hyg.-Newsletter vom Sept. 
2014.) 
 

Alles über Trifluoracetat in Roh- und 

Trinkwässern 

Trifluoracetat gehört zu den gleichermaßen 
mobilen wie persistenten 
Mikroverunreinigungen, die in der aquatischen 
Umwelt inzwischen ubiquitär nachgewiesen 
werden können. Die sehr gut wasserlösliche 
Verbindung kann auch immer öfters im 
Trinkwasser nachgewiesen werden. Insofern 
war die Chemikalie, die vom 
Umweltbundesamt als „besorgniserregend“ 
eingestuft wird, schon mehrmals Gegenstand 
der Berichterstattung im HYGIENE-NEWSLETTER – 
so u.a. in den Ausgaben vom Juni 2021 sowie 
vom Mai und April 2018. Das 
Umweltbundesamt hat jetzt den Stand des 
Wissens über Trifluoracetat in der Brosch. 
„Chemikalieneintrag in Gewässer vermindern 
– Trifluoracetat (TFA) als persistente und 
mobile Substanz mit vielen Quellen“ 
zusammengetragen. Die Brosch. mit dem 
Untertitel „Quellen, Eintragspfade, 
Umweltkonzentrationen von TFA und 
regulatorische Ansätze“ muss sich mit der 

http://www.rbs-wave.de/


Schwierigkeit auseinandersetzen, dass die 
Chemikalienabteilung im Umweltbundesamt 
aus Vorsorgegründen sehr um eine Minderung 
des Eintrages von TFA bemüht ist – während 
die Trinkwasserkommission im UBA den 
Gesundheitlichen Orientierungswert für TFA 
von ursprünglich 3 µg/l sukzessive erhöht hat 
und inzwischen einen Trinkwasser-Leitwert 
von 60 µg/l festgesetzt hat. Dazu heißt es in der 
Brosch., dass der Trinkwasser-Leitwert von 60 
µg/l „sich zuallererst an Gesundheitsämter“ 
richten würde, „die die Qualität von 
Trinkwasser und dessen gesundheitliche 
Unbedenklichkeit bewerten müssen“. Der 
humantoxikologisch festgesetzte Leitwert 
dürfe jedoch nicht zur Folge haben, „dass 
Trinkwasserkonzentrationen von TFA bis zu 60 
µg/l akzeptabel“ seien. Der Leitwert sollte nach 
Möglichkeit nicht ausgeschöpft werden, weil 
beim fortschreitenden Eintrag von TFA in die 
Rohwasserressourcen ein Anstieg der TFA-
Konzentrationen kaum noch gestoppt werden 
könnte. Zudem sei TFA mit praktikablen und 
bezahlbaren 
Rohwasseraufbereitungsverfahren kaum noch 
aus dem Wasser zu entfernen. Im Übrigen 
würde auch für TFA das Minimierungsgebot 
der Trinkwasserverordnung gelten. Die Brosch. 
(A4, 52 S.) kann kostenfrei unter 
https://www.umweltbundesamt.de/publikatio
nen/chemikalieneintrag-in-gewaesser-
vermindern 
heruntergeladen werden. Da aufgrund der 
Mobilität und Persistenz von TFA mit einer 
„Durchseuchung“ aller Oberflächengewässer 
und fast aller oberflächennaher Grundwässer 
zu rechnen ist, sollte die Brosch. in allen 
Gesundheitsämtern in der (digitalen) 
Bibliothek vorrätig sein. Denn immer mehr 
Gesundheitsämter müssen damit rechnen, 
dass auch in ihrem Amtsbezirk TFA zum Thema 
werden könnte. 
 

PFAS: Damoklesschwert über der 

deutschen Trinkwasserversorgung 

Im HYGIENE-NEWSLETTER vom Juni 2021 ist darauf 
aufmerksam gemacht worden, dass der 
vorgesehene ultrascharfe Grenzwert von nur 
noch 2,2 ng/l für vier gesundheitlich besonders 
kritische Poly- und perfluorierte 

Alkylverbindungen (PFAS) den deutschen 
Wasserversorgern noch gewaltige Probleme 
bereiten wird. Diese Prognose wird in dem 
Aufsatz „Betroffenheit der 
Trinkwasserversorgung durch die Einführung 
eines Trinkwassergrenzwertes für PFAS“ in der 
ENERGIE-WASSER-PRAXIS 11/2021, S.  65 – 69, 
bestätigt. DR. MARCEL RIEGEL & DR. FRANK SACHER 
vom TZW Karlsruhe gehen in dem Aufsatz 
davon aus, dass etwa 20 Prozent der 
deutschen Wasserversorger den 2,2 ng-
Grenzwert reißen könnten. Die betroffenen 
Wasserversorger müssten dann A-Kohle-Filter 
einbauen. Die Autoren sehen eine 
Aktivkohlefiltration oder Umkehrosmose in 
jedem fünften deutschen Wasserwerk als 
„kaum noch verhältnismäßig“ an, „um 
Substanzen im Konzentrationsbereich von 
einzelnen Nanogramm pro Liter“ aus PFAS-
belasteten Rohwässern zu entfernen. Da 
zudem die PFAS-Analytik im einstelligen 
Nanogrammbereich an ihre Grenzen kommt, 
wisse man nicht einmal genau, ob mittels A-
Kohle-Filtration der 2,2 ng-Grenzwert 
überhaupt sicher eingehalten werden könne. 
Und je kurzkettiger die PFAS vorliegen, desto 
schneller seien die A-Kohle-Filter erschöpft. 
„Durch diese Laufzeitverringerung entstehen 
sowohl erhöhte Materialkosten als auch 
steigende Betriebs- bzw. Personalkosten für 
den Materialwechsel und die analytische 
Überwachung der Filterdurchbrüche in der 
Wasseraufbereitung.“ 
Setze man demgegenüber auf die Vollstrom-
Umkehrosmose, stelle man mit hohem 
Energie- und Kostenaufwand „ein besonders 
intensiv aufbereitetes Trinkwasser“ her, bei 
dem ca. 25 % der zugeführten 
Trinkwassermenge „als PFAS-haltiges 
Konzentrat“ der Entsorgung zugeführt werden 
müsste. 
 

Necrotrophe Bakterien leben gut von 

Desinfektionsmaßnahmen 

Die Ausgabe 55 vom IWW-JOURNAL vom Dez. 
2021 beschäftigt sich u.a. mit der 
„Nachhaltigkeit von Desinfektion in 
technischen Systemen“ (S. 5). In dem 
Kurzbeitrag wird zunächst festgestellt, dass die 
Bekämpfung von Biofilmen und Bakterien in 
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industriellen Wassersystemen zumeist nur 
kurzfristig von Erfolg gekrönt sei. Bei 
Untersuchungen des IWW habe sich gezeigt, 
dass „in allen Fällen (…) der 
Desinfektionsmaßnahme typischerweise eine 
schnelle Wiederaufkeimung der autochthonen 
Bakterien“ gefolgt wäre. Der Grund sei darin zu 
sehen, „dass die Nährstoffe durch die 
Desinfektion nicht entfernt“ würden. Zum Teil 
würde im Gefolge der Desinfektionsmaßnahme 
„die Konzentration von bioverfügbaren 
Nährstoffen durch den Aufschluss großer 
organischer Moleküle sogar erhöht“. Zudem 
könne die abgetötete Biomasse von 
sogenannten „nekrotrophen“ Bakterien 
„wiederverwertet und in neue lebende 
Biomasse überführt werden“. Der Prozess der 
Neuverkeimung laufe „abhängig von der 
Temperatur und anderen Faktoren innerhalb 
weniger Tage“ ab. Eine Schlussfolgerung der 
IWW-Studie sei,  
„dass die Nachhaltigkeit von thermischer und 
chemischer Desinfektion nur durch eine 
Entfernung der toten Biomasse erhöht werden 
kann. Desinfektion sollte immer als mindestens 
zweistufiger Prozess gesehen werden, der 
Abtötung und dem Austrag der toten 
Biomasse.“  
 

Den Nitratdurchbruch prognostizieren 

Unter dem sperrigen Titel „Modellierung der 
Grund- und Rohwasserbeschaffenheit – BMBF 
Projekt go-CAM (GROW)“ (S. 14/15) wird im 
IWW-Journal berichtet, wie ein fortgesetzter 
Nitrateintrag auf landwirtschaftlichen 
Nutzflächen das Denitrifikationspotenzial in 
tieferen Bodenschichten überfordern kann. Es 
kann dann in Grundwasserbrunnen 
längerfristig zu einem „Nitratdurchbruch“ 
kommen. Das IWW hat ein Modell erarbeitet, 
mit dem die Erschöpfung des 
Denitrifikationspotenzials simuliert – und 
damit prognostiziert – werden kann. In das 
Modell können nicht nur Einträge von Stoffen 
und deren Abbau bzw. Verdünnung abgebildet 
werden. Auch die Folgen des Klimawandels auf 
den Chemismus im Grundwasser können 
simuliert werden. 
Das mehrmals im Jahr erscheinende IWW-
Journal (A4, 16 S.) des „IWW Rheinisch-
Westfälischen Instituts für Wasser – Beratungs- 
und Entwicklungsgesellschaft“ in Mülheim an 

der Ruhr kann in der Printversion kostenlos 
abonniert, aber auch heruntergeladen werden 
– und zwar unter 
https://iww-online.de/iww-
publikationen/iww-journal/ 
(Zu früheren Ausgaben des IWW-Journals siehe 
die Ausgaben des HYGIENE-NEWSLETTERS 
 vom Juni 2016, vom Jan. 2014, vom Mai 2012 
und vom Juli 2009.) 
 

Das Mysterium des Schrumpfens der 

roten Nitratkulisse 

Die Ausweisung der roten Nitratkulisse treibt 
sowohl Wasserwerker als auch Landwirte um. 
Die Empörung der Landwirte war groß, als sich 
bei der Erstausweisung der nitratbelasteten 
Grundwasserkörper teilweise bis zu 50 Prozent 
der landwirtschaftlichen Nutzflächen tiefrot 
eingefärbt hatten. Also wurde unter dem 
Motto „Binnendifferenzierung“ das Verfahren 
umgestellt. Und siehe da: Die rote Nitratkulisse 
halbierte sich vielerorts – was wiederum die 
Wasserwerker – und auch die EU-Kommission 
(s. HYG.-NEWSL. v. Dez. 21) - empörte. Beim 
nordrhein-westfälischen Erftverband hat man 
versucht, zu ergründen, ob beim Schrumpfen 
der roten Nitratkulisse alles mit rechten Dingen 
zu gegangen ist. In dem Aufsatz 
„Nitratgebietskulisse gemäß § 13 a 
Düngeverordnung – eine Bewertung aus 
wasserwirtschaftlicher Sicht“ in der ENERGIE-
WASSER-PRAXIS 11/2021, S. 70 – 77, hält Dr. NILS 

CREMER fest, dass eine auf validen Daten 
beruhende „Binnendifferenzierung“ „zu 
begrüßen“ sei. Der Mitarbeiter des 
Erftverbandes kritisiert aber, dass für die 
„Binnendifferenzierung“ ein zu geringer Teil 
der eigentlich zu Verfügung stehenden 
Messstellen herangezogen worden sei. So 
seien im Bereich des Erftverbandes 85 Prozent 
der Messstellen – und der dort 
vorgenommenen Nitratmessungen - 
unberücksichtigt geblieben. Zudem kranke die 
Ausweisung der (geschrumpften) Nitratkulisse 
in NRW daran, dass beim Einbezug der N-
Bilanzüberschüsse nur nivellierende 
Gemeindemittelwerte – und keine 
schlagbezogenen – Daten berücksichtigt 
werden konnten. Das sei auch aus der Sicht 
ordentlich wirtschaftender Landwirte misslich. 
Denn damit hätten diese Landwirte „keine 
Möglichkeit anhand einzelbetrieblicher 

https://iww-online.de/iww-publikationen/iww-journal/
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Nährstoffdaten lokal geringere 
Bilanzüberschüsse nachzuweisen“. Letztlich 
kommt der Autor aufgrund der Analyse von 
weiteren Ungereimtheiten zum Fazit, dass „die 
deutliche Verkleinerung der Gebietskulisse (…) 
dem nach wie vor hohen Handlungsbedarf zur 
Reduzierung der Nitratbelastung des 
Grundwassers“ widersprechen würde. Weitere 
Auskunft zur fragwürdigen Datenbasis bei der 
Ausweisung der roten Nitratkulisse in NRW bei 
Dr. Nils Cremer 
Erftverband 
50126  B e r g h e i m 
E-Mail: nils.cremer@erftverband.de 

 

Nitratentfernung: Noch keine Anträge 

für § 11-Liste eingegangen 

 
UBA weist auf neuen Stichtag für Ablauf der 
Zulässigkeit von Ionenaustauschharze für 
Nitratentfernung hin 
Ionenaustauscherharze zur Nitratentfernung 
dürfen noch bis zum 31.12.2024 eingesetzt 
werden. Ionenaustauscherharze zur 
Nitratentfernung, die ab dem 1.1.2025 weder 
eine Ausnahmegenehmigung (aktuell unter § 
12 der TrinkwV geregelt) noch Eingang in die §-
11-Liste vom Umweltbundesamt gefunden 
haben, sind dann nicht mehr zulässig.  
Bislang ist noch kein Antrag auf Zulassung eines 
Aufbereitungsstoffs „Ionenaustauscher zur 
Nitratentfernung“ eingegangen ist, d. h. es gibt 
derzeit auch keinen Hinweis darauf, dass sich 
ein Hersteller von diesen 
Ionenaustauscherharzen dafür einsetzt, in die 
§-11-Liste aufgenommen zu werden. 
Es handelt sich dabei um die Nitratentfernung 
von Eigenversorgern in landwirtschaftlich 
geprägten Gebieten. Es betrifft nicht die Harze 
des CO2-basierten Ionenaustauschverfahrens, 
das in der öffentlichen Trinkwasserversorgung 
nach DVGW W 235-3 (A) „Zentrale Enthärtung 
in der Trinkwasserversorgung - 
Ionenaustauschverfahren“ eingesetzt wird. 
 
https://www.dvgw.de/der-
dvgw/aktuelles/meldungen/meldung-vom-
04022022-noch-keine-antraege-fuer-
ionenaustauscherharze-zur-nitratentfernung  

Terminkalender 

Neu aufgenommen: 

Trinkwasser-Probenahme (Basis- und 

Auffrischungskurse) 

Veranstalter: Deutsche Wasserakademie 
Weitere Infos und Anmeldung 
Internet: https://www.deutsche-
wasserakademie.de/termine  
 
Trinkwasserveranstaltungen des DVGW 

https://www.dvgw-
veranstaltungen.de/themenbereiche/the
men/veranstaltungen/event-
controller/Thema/event-
action/branchenlist/branche/201/  
 
Schulungsreihe Wasser – Modul 1: 

Organisationsgrundlagen 

12.04.2022 in Wernau (LK Esslingen) 
Veranstalter: Gemeindetag Baden-
Württemberg 
Weitere Infos und Anmeldung 
Telefon: +49 721 98446 -15 
E-Mail:christian.doll@verwaltungsschule-
bw.de  
Internet:www.verwaltungsschule-bw.de 

 

Aus vergangener Ausgabe: 

Sicherstellung des hygienegerechten Betriebs 

von Verdunstungskühlanlagen 

08.-09.03.2022 in Mühlheim 

Veranstalter: IWW Zentrum Wasser 

Weitere Infos und Anmeldung 

Telefon: +49 20840303102  

E-Mail: n.schwarz@iww-onlne.de  

Internet: www.iww-

online.de/Veranstaltungen 
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